
»	 Nutzendokumentation bei kon-
zerninternen Dienstleistungen

»	 Steuerkontrollsystem als Voraus-
setzung für die Begleitende Kont-
rolle

Die konzerninternen Verrechnungspreise 
haben in den letzten Jahren immer mehr 
an Bedeutung gewonnen. Demnach ist 
es für international agierende Konzerne 
maßgebend, dass grenzüberschreitende 
Lieferungen und Leistungen im Konzern 
fremdüblich verrechnet werden – nicht 
zuletzt deshalb, da ansonsten Doppelbe-
steuerung drohen kann. Einen „Klassiker“ 
in punkto Verrechnungspreisen stellt die 
Verrechnung konzerninterner Manage-
mentleistungen dar. Naturgemäß weckt 
auch eine solche grenzüberschreitende 
Transaktion das Interesse der Finanzver-
waltungen der beteiligten Staaten.

ABC DER FREMDÜBLICHEN 
DIENSTLEISTUNGSVERRECHNUNG
Die Verrechnung konzerninterner Dienst-

leistungen beruht typischerweise darauf, 
dass die mit der zentralen Dienstleis-
tungserbringung verbundenen Kosten – 
regelmäßig unter Berücksichtigung eines 
fremdüblichen Gewinnaufschlags – an die 
Empfängergesellschaften verrechnet wer-
den. Es handelt sich dabei oftmals um kon-
zerninterne Services im Bereich Manage-
ment, Human Resources, Accounting, IT, 
Steuern und Rechtsberatung usw. Aus-
gangspunkt für eine Verrechnung (etwa 
von der Unternehmenszentrale in Öster-
reich an ausländische verbundene Gesell-
schaften) ist, dass die Empfängergesell-
schaften einen Nutzen aus den verrech-
neten Dienstleistungen erwarten können. 
Ein solcher Nutzen zeigt sich darin, dass 
die Empfängergesellschaft alternativ die 
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nannte Shareholder Activities verrechnet 
werden dürfen (weil dafür der Nutzen 
explizit nicht bei der Empfängergesell-
schaft liegt), so kommt dem Nachweis des 
tatsächlichen Nutzens beim Empfänger 
immer stärkere Bedeutung zu.

Der konkrete Nutzen aus einer konzernin-
ternen Dienstleistung hängt maßgeblich 
von der Art der erbrachten Dienstleistung 
ab. Denkbar sind typischerweise Memos, 
Protokolle, Präsentationen, Broschüren 
oder auch E-Mail-Korrespondenz. Prakti-
sche Probleme bei der Bereitstellung solch 
konkreter Nutzendokumentation können 
sich vor allem aus dem Umstand erge-
ben, dass der Nachweis des konkreten 
Nutzens, etwa im Rahmen einer Betriebs-
prüfung im Ausland, typischerweise Jahre 
nach der tatsächlichen Leistungserbrin-
gung gefordert wird. Dabei kann es dann 
durchaus vorkommen, dass damals mit 
der Dienstleistung betraute Mitarbeiter 
das Unternehmen bereits verlassen haben. 
Nicht zuletzt deshalb sollte im Vorfeld 
abgeklärt werden, ob grundsätzlich die 
Dienstleistungen erbringende Gesell-
schaft zentral (oftmals die Muttergesell-
schaft) oder die Empfängergesellschaften 
selbst für die Aufbereitung der Nutzen-
dokumentation verantwortlich sein sol-
len. Vorteil der lokalen Verantwortung ist 
möglicherweise, dass die genauen Anfor-
derungen seitens der lokalen Finanzver-
waltung besser bekannt sind und folglich 
gezielter die entsprechenden Unterlagen 
gesammelt werden können. Eine weitere 
wichtige praktische Frage ist etwa, wann 
die Nutzendokumentation gesammelt 
und aufbereitet werden soll (zusammen 
mit der Erbringung der Dienstleistung oder 
erst im Falle einer konkreten Anfrage durch 
die Finanzverwaltung)? Außerdem sollte 
die Art der Sammlung und Aufbereitung 
der Nutzendokumentation wohl überlegt 
sein. Hierbei scheint eine digitale Lösung 
wie z.B. mittels Sharepoint oder E-Room 
zeitgemäß.

Dienstleistung selbst erbringen müsste 
oder von einem fremden Dritten zukaufen 
müsste.

Ist der grundsätzliche Nutzen einer zen-
tralen Dienstleistung geklärt, so müssen 
Details wie die der Verrechnung zugrun-
deliegenden Kosten, ein etwaiger Kos-
tenallokationsschlüssel sowie die Höhe 
des Gewinnaufschlags geklärt werden. 
Sinn und Zweck eines Kostenallokations-
schlüssels ist es, dass – mehrere Emp-
fängergesellschaften vorausgesetzt – die 
jeweils anteilige Kostenbelastung mit der 
Intensität der Inanspruchnahme durch die 
Empfängergesellschaft zusammenhängt. 
Demnach soll jene Empfängergesellschaft, 
welche die konzerninternen Management-
leistungen stärker in Anspruch nimmt, 
auch eine höhere Kostenbelastung tragen 
als eine Gesellschaft, welche die Dienst-
leistungen bloß fallweise benötigt. Neben 
Genauigkeit des Kostenallokationsschlüs-
sels ist auch eine praktikable Handhabung 
gefragt, sodass nicht typische Vorteile 
eines Konzernumlagesystems, wie etwa 
Vereinfachung oder das Erzielen von Syn-
ergieeffekten, durch einen schwer admi-
ninstrierbaren Kostenallokationsschlüssel 
ad absurdum geführt werden. In der Praxis 
kommen oftmals die Umsätze als Auftei-
lungsschlüssel zur Anwendung, aber auch 
die Mitarbeiteranzahl oder die Anzahl der 
Benutzer (beispielsweise bei IT-Dienstleis-
tungen) bei den einzelnen Gesellschaften 
können für eine Verteilung sachgerecht 
sein.

Ausgangspunkt für das Thema Gewinn-
aufschlag ist der Umstand, dass auch ein 
externer (fremder) Dienstleistungserbrin-
ger regelmäßig nicht nur seine eigenen 
Kosten verrechnen würde, sondern darü-
ber hinaus einen entsprechenden Gewinn-
aufschlag bei seiner Preisgestaltung kal-
kuliert. Daher müssen auch im Konzern, 
um der Forderung nach fremdüblichem 
Verhalten nachzukommen, Dienstleis-
tungen typischerweise basierend auf den 
mit der Erbringung zusammenhängen-
den Vollkosten inklusive eines fremdüb-
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lichen Gewinnaufschlags verrechnet 
werden (dies entspricht in Reinform der 
Kostenaufschlagsmethode). Die Höhe des 
Gewinnaufschlags hängt von der Wer-
tigkeit der Dienstleistung ab (somit auch 
von den ausgeübten Funktionen und den 
getragenen Risiken des Dienstleisters) und 
kann den österreichischen Verrechnungs-
preisrichtlinien folgend zwischen 5% und 
15% für Routinedienstleistungen ausma-
chen. Denkbar ist auch, dass die Höhe des 
Gewinnaufschlags mithilfe einer Daten-
bankstudie untermauert wird, indem es 
zu einem Vergleich mit Kostenaufschlägen 
(Gewinnmargen) von unabhängigen, ver-
gleichbaren Unternehmen kommt. Eine 
Vereinfachung sieht die OECD in den Ver-
rechnungspreisrichtlinien 2017 vor - dem-
nach können gewisse „low value-adding 
intra-group services“ mit einem Gewinn-
aufschlag von 5% verrechnet werden, ohne 
dass dafür der Nachweis der Fremdüb-
lichkeit in Form einer Datenbankstudie 
erbracht werden muss. Schließlich sollte 
die Verrechnung konzerninterner Dienst-
leistungen in einem entsprechenden 
Dienstleistungsvertrag schriftlich gere-
gelt sein. Ein solcher Vertrag beinhaltet 
typischerweise neben der Beschreibung 
der zu erbringenden Dienstleistungen eine 
Übersicht zu den anwendbaren Kostenver-
teilungsschlüsseln, die Höhe bzw. Ermitt-
lung des Gewinnaufschlags usw.

PROBLEMBEREICH DOKUMENTATION 
DES TATSÄCHLICHEN NUTZENS

Konzerninterne Dienstleistungen werden 
von (ausländischen) Finanzverwaltungen 
oftmals kritisch geprüft, wobei es neben 
der Versagung der steuerlichen Abzugs-
fähigkeit je nach Land auch zu Strafzu-
schlägen und finanzstrafrechtlichen Kon-
sequenzen kommen kann. Ein häufiger 
Kritikpunkt ist dabei, dass der tatsächlich 
erbrachte, aus der Dienstleistung resultie-
rende Nutzen bei der Empfängergesell-
schaft nicht nachgewiesen werden kann. 
Wenngleich der erwartete Nutzen bereits 
vor Dienstleistungserbringung vorliegen 
muss und auch keine Kosten für soge-
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STEUERKONTROLLSYSTEM ALS VORAUSSETZUNG FÜR DIE BEGLEITENDE KONTROLLE

Fortsetzung auf Seite 4

Das Kontrollumfeld ist allgemein gehalten 
definiert und umfasst das „nachweisli-
che Bekenntnis zur Steuerehrlichkeit“ und 
die Zielsetzung „keine missbräuchliche 
Gestaltung“ vorzunehmen. Wichtig dabei 
ist auch, dass die Steuerehrlichkeitsstra-
tegie in konkrete operative Maßnahmen 
umgesetzt wird und auch mit den anderen 
Zielen des Unternehmens abgestimmt ist. 
Oftmals ist das Kontrollumfeld durch die 
Grundeinstellung, das Problembewusst-
sein und die Verhaltensweisen des Unter-
nehmers selbst bzw. der obersten Füh-
rungsebene geprägt.

Die Ziele und somit das Herzstück des 
Steuerkontrollsystems bestehen darin, 
dass die Bemessungsgrundlage für die 
jeweilige Abgabenart korrekt ausgewiesen 
wird und in Folge die anfallenden Steuern 
termingerecht und in der richtigen Höhe 
abgeführt werden (Motto: „die richtigen 
Steuern zum richtigen Zeitpunkt“). Außer-
dem müssen die Risiken für wesentliche 
Verstöße gegen Steuervorschriften recht-
zeitig erkannt und verhindert werden. 
Neben Haftungsrisiken drohen auch finan-
zielle Risiken wie auch Reputationsrisiken 
für das Unternehmen und für die einzel-
nen handelnden Personen. Solche steu-

Die Begleitende Kontrolle ist mit 1.1.2019 
in Kraft getreten und wird durch die 
SKS-Prüfungsverordnung konkretisiert. 
Die Verordnung beinhaltet Aussagen zur 
Systematik der Gutachtenerstellung, zum 
Gutachten selbst (Aufbau, Mindestinhalte 
usw.) wie auch zur Beschreibung/Doku-
mentation des SKS. Ergänzende Materiali-
en bietet ein Fachgutachten von der Kam-
mer der Steuerberater und Wirtschafts-
prüfer zur Erstellung eines Gutachtens 
zum SKS.

DIE SIEBEN GRUNDELEMENTE DES 
STEUERKONTROLLSYSTEMS

1.	 Das Kontrollumfeld;

2.	 die Ziele des SKS;

3.	 die Beurteilung der steuerrelevanten 
Risiken;

4.	 die Steuerungs- und Kontrollmaßnah-
men;

5.	 die Informations- und Kommunikati-
onsmaßnahmen;

6.	 die Sanktions- und Präventionsmaß-
nahmen;

7.	 die Maßnahmen zur Überwachung 
und Verbesserung.

Die „Begleitende Kontrolle“ ist aus dem 
Pilotprojekt „Horizontal Monitoring“ her-
vorgegangen und stellt die mit dem Jah-
ressteuergesetz 2018 eingeführte Alter-
native zu ex-post Betriebsprüfungen dar. 
Die begleitende Kontrolle ist durch den 
permanenten Dialog und die rechtzeitige 
Abstimmung zwischen Finanzverwaltung 
und dem kooperativen und transparen-
ten Unternehmen gekennzeichnet (z.B. 
müssen mindestens viermal pro Kalen-
derjahr Besprechungen stattfinden) und 
soll bei dem Unternehmen zu größerer 
Planungs- und Rechtssicherheit beitragen. 
Vorteilhaft erscheint überdies, dass es für 
das Unternehmen bzw. die teilnehmen-
den Unternehmen im Rahmen eines soge-
nannten Kontrollverbunds dann nur noch 
einen zuständigen Ansprechpartner sei-
tens der Finanzbehörden geben soll. Eine 
wesentliche Voraussetzung neben der 
Überschreitung von 40 Mio. € Umsatzer-
lösen in den beiden dem Antrag voran-
gehenden Wirtschaftsjahren liegt in dem 
Vorhandensein eines Steuerkontrollsys-
tems (SKS) im Unternehmen. Das SKS muss 
durch das Gutachten eines Steuerberaters 
oder Wirtschaftsprüfers bestätigt werden 
und ist ein wesentlicher Bestandteil des 
Antrags auf Begleitende Kontrolle (Details 
dazu später).

Ein Steuerkontrollsystem kann abgesehen 
von der Voraussetzung für die Teilnahme 
an der Begleitenden Kontrolle Vorteile für 
das Unternehmen bringen, da es etwa 
auch in finanzstrafrechtlicher Hinsicht ein 
Präventionsinstrument darstellen kann. 
Allerdings wird ein SKS meistens nicht 
isoliert eingeführt, sondern stellt typi-
scherweise einen Teil eines umfassenden 
internen Kontrollsystems dar. Folglich sind 
im Sinne einer Schnittstelle die Abhän-
gigkeit von Vorsystemen wie etwa der 
Buchhaltung nicht zu unterschätzen und 
überhaupt die Relevanz der umfassenden 
innerbetrieblichen Verankerung des SKS 
zu berücksichtigen.
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(FORTSETZUNG VON SEITE 3)

sowie Handlungsanweisungen. Ziele die-
ser Steuerungs- und Kontrollmaßnahmen 
sind die Fehlervermeidung bzw. die Feh-
leraufdeckung und somit die Minimierung 
steuerrelevanter Risiken. Während das 
Element „Informations- und Kommuni-
kationsmaßnahmen“ auch regelmäßige 
Schulungsmaßnahmen für die Arbeitneh-
mer enthält (allerdings auch das Ziel, ein 
angemessenes Kontrollbewusstsein unter 
den Mitarbeitern zu schaffen), müssen im 
Rahmen der Sanktions- und Präventions-
maßnahmen Konsequenzen bei Regelver-
stößen festgelegt werden. In Abhängigkeit 
von der Art des Vorfalls hat das Unterneh-
men Korrekturmaßnahmen, Maßnahmen 
zur Verhinderung der Wiederholung des 
Vorfalls sowie individuelle Konsequenzen 
bei Fehlverhalten festzulegen.

GUTACHTEN EINES WP ODER STB ALS 
NOTWENDIGE VORAUSSETZUNG

Für den Antrag auf Teilnahme an der 
Begleitenden Kontrolle muss ein Gutach-
ten eines Wirtschaftsprüfers oder Steu-
erberaters vorgelegt werden. Sinn und 
Zweck bzw. Resultat einer solchen Erstprü-
fung ist der Nachweis, dass ein den gesetz-
lichen Erfordernissen entsprechendes SKS 
eingerichtet ist. Eine Folgeprüfung und 
bei Erfolg ein entsprechendes Gutachten 
haben spätestens nach drei Jahren bzw. im 
Fall von wesentlichen Veränderungen des 
SKS bereits früher zu erfolgen.

Die Erstprüfung als Angemessenheitsprü-
fung setzt sich aus einer Konzeptions- und 
einer Umsetzungsprüfung zusammen. 
Das Gutachten nach einer Erstprüfung 

hat neben der Beschreibung der durchge-
führten Prüfungshandlungen auch eine 
Aussage darüber zu enthalten, dass die 
Grundelemente des SKS dazu geeignet 
sind, die Aufgaben und Ziele des SKS 
erfolgreich zu erfüllen (etwa die Risiken 
wesentlicher Verstöße gegen steuerliche 
Vorschriften rechtzeitig zu erkennen und 
solche Regelverstöße zu verhindern). Eben-
so muss das Gutachten bestätigen, dass 
das eingerichtete SKS für die folgenden 
drei Geschäftsjahre geeignet ist – selbst-
verständlich unter der Prämisse, dass sich 
die Rahmenbedingungen im Unterneh-
men nicht wesentlich ändern werden.

Das SKS ist angemessen zu beschreiben 
und zu dokumentieren. Der Umfang der 
Beschreibung richtet sich regelmäßig nach 
der Komplexität der Prozesse – überdies 
sind Aspekte wie die Größe des Unter-
nehmens, die Branche, die Standardisier-
barkeit der Geschäftsvorfälle, der Grad 
der Internationalisierung oder die Anzahl 
der Führungsebenen entscheidend. Bei der 
Beschreibung des SKS sind grundsätzlich 
die Dokumente Steuerrichtlinie, Prozess-
dokumentation und auch die Risiko-Kon-
troll-Matrix zu berücksichtigen. Für die 
Steuerrichtlinie ist vorgesehen, dass dort 
die Grundelemente und die Ziele des SKS 
beschrieben und die Verantwortlichkeiten 
definiert werden müssen. Die Erstellung 
einer Risiko-Kontroll-Matrix ist hilfreich 
für die Dokumentation der beurteilten 
Risiken und der Steuerungs- und Kontroll-
maßnahmen.

errelevanten Risiken können, nachdem 
sie identifiziert worden sind, nach ihrem 
Gefahrenpotential (hoch, mittel, gering) 
eingeteilt werden. Dabei hilft die Bewer-
tung anhand von Eintrittswahrscheinlich-
keit und betragsmäßiger Auswirkung des 
Risikos (im Falle des Risikoeintritts). Bei 
der Beurteilung des Risikos können über-
dies drei Risikovarianten unterschieden 
werden. Ein Risiko kann beispielsweise in 
Massensachverhalten bestehen, welche 
im Unternehmen routinemäßig abgear-
beitet werden (z.B. im Bereich Umsatz-
steuer). Ebenso können Einzelsachverhalte 
ein hohes Risiko darstellen – entweder 
wenn sie für sich betrachtet hohe betrag-
liche Auswirkungen haben oder in dem 
Unternehmen per se wenig Erfahrung mit 
solchen Sachverhalten besteht. Schließ-
lich kann auch der IT-Einsatz im Bereich 
Steuern ein maßgebliches Risiko darstellen 
(z.B. durch die mangelnde Verwaltung von 
Zugriffsrechten oder Schnittstellenrisiken).

Die SKS-Prüfungsverordnung nennt 
beispielhaft Umstände, welche für die 
Beurteilung von steuerrelevanten Risiken 
maßgebend sein können. Diese können 
in der laufenden Geschäftstätigkeit des 
Unternehmens liegen oder i.Z.m. außer-
ordentlichen Sachverhalten auftreten 
wie z.B. wesentliche steuerliche Änderun-
gen, Umstrukturierungen, die Einführung 
neuer Technologien im Unternehmen oder 
auch die Ausdehnung der Geschäftstä-
tigkeit auf neue Märkte bzw. der Rückzug 
aus bestehenden Märkten. Risiken aus 
der laufenden Geschäftstätigkeit können 
etwa bei grenzüberschreitenden Zins- und 
Lizenzzahlungen vorliegen oder auch mit 
der damit einhergehenden Verrechnungs-
preisdokumentation zusammenhängen.

Die Steuerungs- und Kontrollmaßnah-
men als wichtige Bestandteile eines SKS 
umfassen unternehmensinterne Regel-
werke (z.B. einen Verhaltenskodex), Pro-
zessbeschreibungen, Kontrolldefinitionen 


